
lich angebotenen Förderungen; auch das muss sich 
schleunigst ändern. Hier brauchen wir einen neuen An-
satz in der Beratungspraxis.

(Beifall bei der AfD)
Alles in allem hoffen wir, dass Sie die Vorschläge der 

AfD-Fraktion aufgreifen. Andernfalls kaschiert Ihre In-
klusions- und Solidaritätsrhetorik nur eine perfide neo-
liberale Politik, die sich mit sozialer Sprache schmückt, 
aber mit echter Solidarität überhaupt nichts gemein hat.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort Jens Beeck.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jens Beeck (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Dass ich hier noch mal stehe, lieber Hubertus 
Heil, und sage: „Top Gesetz aus diesem Haus!“, habe ich 
vier Jahre lang nicht vermutet; jetzt sind wir in dieser 
Situation.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

Und genauso ist es: Dieser Entwurf zu einem ersten 
Punkt, zur Verbesserung des inklusiven Arbeitsmarktes, 
ist bereits ein großer Wurf, und zwar ein großer Wurf mit 
Blick auf die Stellschrauben, die klassischerweise Durch-
lässigkeit im Arbeitsmarkt schaffen.

Das beginnt bei der Ausgleichsabgabe. Die hat noch 
gar nicht jeder hier im Haus verstanden, habe ich gerade 
gehört. Wir schaffen eine vierte Stufe der Ausgleichs-
abgabe für die Nullerbetriebe: 720 Euro im Monat pro 
Pflichtarbeitsplatz, Herr Kollege Springer. Das sind 
knapp 10 000 Euro im Jahr.

(Stephan Brandner [AfD]: Das hat er gesagt!)
– Ja, aber er hat die Zahlen in der Weise verglichen, als 
müsste man die 10 000 Euro aus den Bußgeldern gegen 
die 720 Euro einmalig aufrechnen.

Wenn Sie sich die Zahlen der Vergangenheit mal anse-
hen, dann stellen Sie fest, dass es bundesweit so zwischen 
80 und 140 Bußgeldverfahren im Jahr gegeben hat.

(Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Viel weniger!)

In den letzten Jahren, zu denen ich die Zahlen gefunden 
habe, sind darauf bundesweit Bußgelder in Höhe von 
21 000 Euro pro Jahr rechtskräftig festgesetzt worden.

Wir haben in Deutschland derzeit etwa 44 300 Betrie-
be, die keinen einzigen Menschen mit Schwerbehin-
derung beschäftigen, obwohl sie dazu verpflichtet sind. 
Die zahlen künftig monatlich 720 Euro. Unterstellte man, 
dass die alle ihre Zahllast nicht durch Abgaben an die 
Werkstätten oder durch andere Dinge senken, stehen 
hier also 450 Millionen Euro 20 000 Euro gegenüber. 
Das zeigt, was wir hier machen: Wir setzen einen massi-

ven Anreiz zur Mehrbeschäftigung von Menschen mit 
Behinderung im Arbeitsmarkt, und zwar im ersten Ar-
beitsmarkt. Das ist genau der richtige Weg, Herr Kollege 
Springer.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass das möglich ist, hängt auch miteinander zusam-
men. Wir gehen nämlich weg von diesen oft ideologisch 
befrachteten Instrumenten wie Bußgeldvorschriften, die 
in den letzten Jahren faktisch nichts gebracht haben. Wir 
reden von 20 000 Euro Bußgeldern, die verhängt wurden, 
oft verbunden damit, dass der entsprechende Arbeitgeber 
danach gar nicht mehr mit der Bundesagentur für Arbeit 
spricht, und vor dem Hintergrund einer Zahl am Arbeits-
markt, die die Bußgeldvorschrift an sich bereits rechtlich 
schwierig macht; denn wir haben derzeit etwa 290 000 
unbesetzte Pflichtarbeitsplätze in Deutschland, aber nur 
170 000 arbeitslose Menschen mit Schwerbehinderung. 
Selbst die Unterbeschäftigung, die die Bundesagentur 
ausweist, liegt deutlich unterhalb der Zahl der Pflicht-
arbeitsplätze. Das heißt, selbst wenn alle Unternehmen 
alle Menschen einstellen würden, die derzeit schwerbe-
hindert, arbeitslos und arbeitsuchend sind, wären nicht 
alle Pflichtarbeitsplätze besetzt. Das dann mit Bußgeld 
zu bewehren, erscheint sehr wenig sinnvoll.

(Zuruf des Abg. Hubert Hüppe [CDU/CSU])
Deswegen machen wir genau das Richtige: Wir gehen 

einen ideologiefreien Weg, der tatsächlich Anreize dafür 
setzt, dass Menschen in den Arbeitsmarkt integriert wer-
den. Wir machen das konsequent, nicht nur beim Bußgeld 
und bei der Ausgleichsabgabe, sondern wir gehen aus-
drücklich weiter. Wir sagen, dass andere Instrumente 
wie das Budget für Arbeit genutzt werden sollen – dazu 
werden wir in der öffentlichen Anhörung Sachverstän-
dige hören, die dazu sehr viel beitragen können –; denn 
die Menschen sind häufig hoch qualifiziert; der Minister 
hat das ausgeführt.

Derzeit wird aber über die Kopplung an den § 18 
SGB IV erreicht, dass man im Grunde nur einen Zuschuss 
auf der Höhe des Mindestlohns bekommt. Was wir jetzt 
machen, ist, zu sagen: Wir anerkennen die hohe Qualifi-
kation, die Menschen mit Teilhabebedarf auf dem Ar-
beitsmarkt häufig haben. Genau da setzen wir mit unserer 
Förderung auch an, indem wir die Kopplung an den § 18 
SGB IV loslösen – auch das ein ganz wichtiger Schritt, 
die hochqualifizierten Menschen in den Arbeitsmarkt zu 
bringen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir lösen mit diesem Gesetzentwurf ein weiteres Pro-
blem; denn mit der Ausgleichsabgabe nehmen wir ganz 
erheblich Mittel ein, die dazu dienen sollen, über Anträge 
bei den Integrationsämtern Arbeitsplätze so einzurichten, 
dass, wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer sich einig ge-
worden sind, einen Arbeitsplatz zu besetzen, die tech-
nischen und sonstigen Voraussetzungen geschaffen wer-
den können, und zwar schnell und unbürokratisch, damit 
das auch möglich wird. Das scheitert heute häufig daran, 
dass die Anträge an das Integrationsamt zwar gestellt 
werden, aber die Bearbeitungszeiten sehr lang sind, 
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weil es, erstens, eine extrem komplizierte Rechtsmaterie 
ist, die in den Bundesländern von den zuständigen Ge-
richten unterschiedlich beschieden wird, und weil, zwei-
tens, eine gewisse Überlastung da ist.

Wir sagen jetzt: Das geht nicht mehr zulasten der Ar-
beitgeber und der Arbeitnehmer, die sich einig geworden 
sind, sondern, wenn nach sechs Wochen keine Entschei-
dung getroffen ist, dann gilt die Genehmigungsfiktion, 
und alles andere kann man hinterher regeln. Auch das 
ist ein ganz wichtiger Beitrag, auf die aktuelle Situation 
einzugehen und diese zu verbessern.

Natürlich kann man das Gesetz immer noch verbes-
sern. Interessant, dass der Minister uns dazu auffordert. 
Ich finde es schon ziemlich gut. Lassen Sie uns auf die-
sem Weg gemeinsam weitergehen! Das ist ein richtiger 
Weg.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Fraktion Die Linke hat das Wort Sören 

Pellmann.
(Beifall bei der LINKEN)

Sören Pellmann (DIE LINKE):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Inklusiver Arbeitsmarkt – ein Thema, Herr Minister Heil, 
das wir ja schon seit vielen Jahren diskutieren. Ich habe 
bei Ihren Ausführungen sehr genau zugehört. Insbeson-
dere die Idee, Potenziale von Menschen mit Beeinträch-
tigungen zu heben, ist jetzt nicht so ganz neu in Ihren 
Äußerungen. Aber – das muss ich lobend anerkennen – 
Sie legen mit dem heutigen Gesetzentwurf etwas vor, was 
ein erster Schritt ist.

(Beifall des Abg. Jens Beeck [FDP])
Die Hausaufgaben, die Sie uns aufgegeben haben, 

habe ich wohl verstanden. Ich will zu zwei sehr konkreten 
Dingen kommen – Kollegin Rüffer hat das auch schon 
angesprochen –: Zum einen ist es ja so, dass das Bußgeld 
abgeschafft wird; das halten wir für falsch. Zum anderen 
ist die Tatsache, dass Arbeitgeber die Ausgleichsabgabe 
steuerlich geltend machen können, sich also von der 
Steuerlast freikaufen können, etwas, bei dem ich sage: 
Wenn man es konsequent sieht und Arbeitgeberinnen 
und Arbeitergeber wirklich dazu verpflichten will, dass 
sie Menschen mit einer Schwerbehinderung einstellen, 
dann muss diese Regelung aus dem Gesetzentwurf raus. 
Das steht auf dem Hausaufgabenzettel.

(Beifall bei der LINKEN)
Sehr häufig hören wir heute nach wie vor von den 

Barrieren in den Köpfen: Menschen mit Behinderung 
sind nicht so leistungsfähig, sie sind häufiger krank, sie 
können uns nicht nützen, und wir werden sie auch nicht 
wieder los. – So viel zur Meinung von Arbeitgebern.

Ich arbeite seit gut zweieinhalb Jahren mit einem 
jungen Mann zusammen: Thomas ist seit fünf Jahren in 
einer Werkstatt für Menschen mit Behinderung.

(Hubert Hüppe [CDU/CSU]: Warum duzt man 
die? – Gegenruf des Abg. Stephan Brandner 
[AfD]: Das ist ein Genosse!)

– Weil er mittlerweile ein guter Freund und Bekannter 
ist. – Thomas kämpft seit fünf Jahren auf dem Weg zu 
einem inklusiven Arbeitsmarkt darum, aus der Werkstatt 
herauszukommen und auf dem Arbeitsmarkt Fuß zu fas-
sen. Wir haben in den letzten fünf Jahren gemeinsam die 
Barrieren erlebt, die ihm in den Weg gelegt werden, die es 
ihm erschweren, aus der Werkstatt herauszukommen: auf 
der einen Seite die Arbeitsagentur, die ihm Steine in den 
Weg legt, auf der anderen Seite die Werkstatt, die sagt: 
Einen so guten Beschäftigten, der ein Leistungsträger der 
Werkstatt ist, kann man doch nicht ziehen lassen. – Auch 
das ist Aufgabe eines inklusiven Arbeitsmarktes: Poten-
ziale zu heben und einem jungen Mann wie Thomas die 
Chance zu geben, auf einem inklusiven Arbeitsmarkt 
einen Job zu bekommen und ihn dann auch auszuführen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Es gibt in der jetzigen Diskussion um den inklusiven 
Arbeitsmarkt insbesondere eine Forderung, die wir be-
grüßen, die wir auch in der letzten Wahlperiode schon 
begrüßt haben: die Einführung einer vierten Stufe – nicht 
einer vierten Staffel, wie hier vorhin angeführt worden 
ist – der Ausgleichsabgabe. Die Ausgleichsabgabe – auch 
das hat ja schon hier in den Reden eine Rolle gespielt – ist 
etwas, womit man Arbeitgeber verpflichten will, mehr 
Menschen mit Behinderungen anzustellen. Wir haben 
uns gewünscht – das ist auch eine Forderung, bei der 
wir mit den Gewerkschaften übereinstimmen –, dass 
auch die Stufen 1, 2 und 3 deutlich angehoben werden. 
Da gibt es noch Nachbesserungsbedarf.

(Beifall bei der LINKEN)

Abschließend, Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen: Wir sollten insbesondere in den weiteren Be-
ratungen die Kritik, die auch vom Behindertenbeauftrag-
ten der Bundesregierung und von den Behindertenbeauf-
tragten der Länder kommt, was Nachbesserungen, 
insbesondere die steuerliche Anrechenbarkeit, betrifft, 
ernst nehmen, aufnehmen und dann aus dem schon guten 
Gesetz ein sehr gutes Gesetz machen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort der Kollege Takis 

Mehmet Ali.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Takis Mehmet Ali (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! An erster Stelle möchte ich gerne einen 
riesengroßen Dank an den Minister für den sehr gelunge-
nen Gesetzentwurf aussprechen. Trotz Pandemie, Krieg 
und Inflation halten wir an dem Koalitionsvertrag fest.
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